
Nachschlagewerk: ja
BGHZ______  : nein

Folgeverträge II

UWG § 13 Abs. 2 Nr. 2

Zur Prozeßführungsbefugnis des Schutzverbands gegen Wirt­
schaftskriminalität e.V. .

UWG § 1

Zum Verbot der Durchsetzung von Verträgen über Anzeigen in 
einem Branchenfernsprechbuch, die durch Angebote auf einem 
irreführend gestalteten Formular angebahnt worden sind 
(Fortführung von BGHZ 123, 330 - Folgeverträge I).

BGH, Urt. v. 26. Januar 1995 - I ZR 39/93 - OLG Hamm
LG Essen
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom. 26. Januar 1995 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Piper und die Richter Dr. Teplitzky, 
Dr. Erdmann, Dr. v. Ungern-Sternberg und starck

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird unter Zurückwei­
sung der Revision der Beklagten das Urteil des 
4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Hamm vom 
26. Januar 1993 aufgehoben, soweit zum Nachteil des 
Klägers erkannt worden ist.

Im, Umfang der Aufhebung wird auf die Berufung des 
Klägers das Urteil der 2. Kammer für Handelssachen 
des Landgerichts Essen vom 7. August 1992 weiter ab­
geändert und der Verbotsausspruch zur Klarstellung 
insgesamt wie folgt neu gefaßt:

Die Beklagte wird unter Androhung eines für jeden 
Fall der Zuwiderhandlung zu zahlenden Ordnungsgeldes 
bis zu 500.000,—  DM, ersatzweise Ordnungshaft bis 
zu sechs Wochen, und/oder Ordnungshaft bis zu sechs 
Monaten - die Ordnungshaft zu vollziehen an dem je­
weils verantwortlichen Geschäftsführer der Beklag­
ten - verurteilt, es zu unterlassen, im geschäftli­
chen Verkehr zu Wettbewerbszwecken Forderungen anzu­
mahnen und/oder sonst beizutreiben zu versuchen, die 
darauf beruhen, daß die Adressaten Zahlungen auf ein 
Formular mit der Index-Nr. F. geleistet haben.
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Die Beklagte hat auch die Kosten der Revision zu 
tragen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Beklagte gibt in ihrem Verlag ein Branchenverzeich­
nis heraus. Um sich dafür Anzeigenaufträge zu verschaffen,
versandte sie im Jahre 1991 Schreiben gemäß dem nachstehend 
wiedergegebenen Formular F. (die 4. Zeile des Fließ­
textes war in den versandten Schreiben nicht unterstrichen)
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BRANCHENANZEIGEN 
Ausgabe 91/92 Herausgeber und Verleger 

W GmbH

Telefon

1 Postanschrift:
w Gm0H Postfach * Postfach

H

Wir bieten an : 
Branchen-Anzeigenangebot 
für Anzeigen aus Wirtschaft 
und freien Berufen

'L J

Als Herausgeber der jährlich zum 01. 10. erscheinenden W Branchen-Anzeigen — das Anzeigen- 
buch enthält nur bezahlte Anzeigen — bieten wir Ihnen obenstehenden Text als Wemanzetge in unseren 
überregionalen, postunabhängigen Branchen-Anzeigen zu nachstehenden Konditionen je Ausgabe an. 
ibiea.Ay.ftrm..m.rn Druck der.Werbeanzeige erteilen ,Sie^^ d u rd iu a e rweisung der,Eintragun.as.kgsten. 
Er gilt für 2 Janre. also für die Ausgaben 199t und i 992. Eine Verlängerung um ieweils ein Janr tritt ein, 
falls nicht eine Kündigung bis 30. 06. 92 — Redaktionsschluß für die Ausgabe 1993 — erfolgt 
Änderungen des Bucnmeis oder des Satzspiegels bleiben Vorbehalten.
Die umseitigen allgemeinen Gescnäftsbedmgungen sind Vertragsbestandteil.

Telefon-Nr. Anzeigengröße Auftragsnummer

35 x 35 mm

Ä  (bei Zahlung bitte angeben) A

Die Kosten für eine Eintragung 
Datum: Poststempel betragen:

Preis 313 , 2 5 DM

M w S t. 43 , 85 DM

Auflage 10.000 Exemplare 
Erscheinungsdatum 9/91 Gesamtbetrag 3 5 7 , 1 0 DM

P o s tg iro a m t H  
K to .-N r.
B IZ

D.
K to .-N r
BLZ

Bank H C
K to .-N r .
BLZ

bank K

Gerichtsstand für Votikaufleute: H. Registergencht: Amtsgencht H HRB
W GmbH Geschäftsführer:

F
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In das Schreiben war jeweils u.a. eine individuelle Auf- 
tragsnummer sowie ein aufaddierter Rechnungsbetrag einge­
setzt; ein ausgefüllter Überweisungsträger war beigefügt.

Der klagende Schutzverband gegen Wirtschaftskriminalität 
e.V. sieht diese Schreiben als irreführend an, weil sie den 
Eindruck von Rechnungen erweckten.

Die Beklagte verlangte von Empfängern ihrer Schreiben, 
die im Jahr 1991 die angegebenen Beträge überwiesen hatten, 
die Folgebeträge für das Jahr 1992 und berief sich zur Be­
gründung auf den Inhalt ihres Formularschreibens. Der Kläger 
mahnte dies mit Schreiben vom 12. Februar 1992 als Wettbe­
werbsverstoß ab, weil die Beklagte auf diese Weise die 
Früchte ihrer vorausgegangenen Irreführung ernte. Da die Ab­
mahnung erfolglos blieb, verlangt der Kläger von der Beklag­
ten Unterlassung und die Erstattung seiner Abmahnkosten.

Er hat beantragt,

der Beklagten zu untersagen, im geschäftlichen Ver­
kehr zu Wettbewerbszwecken Forderungen anzumahnen 
und/oder sonst beizutreiben zu versuchen, die darauf 
beruhen, daß die Adressaten Zahlungen auf ein Formu­
lar mit der Index-Nr. F. geleistet haben;

ferner, die Beklagte zu verurteilen, an ihn
246,10 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 7. Juli 1992 zu
zahlen.
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Die Beklagte hat erwidert, schon die Versendung ihrer
Angebotsschreiben sei nicht wettbewerbswidrig gewesen. Unab­
hängig davon seien durch die Zahlung der Eintragungskosten 
für das Jahr 1991 wirksame Verträge zustande gekommen, die 
allenfalls durch Anfechtung oder Kündigung wieder beseitigt 
werden könnten.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung des Klägers hat das Berufungsgericht der Beklagten in 
Abänderung des landgerichtlichen Urteils untersagt, im ge­
schäftlichen Verkehr zu Wettbewerbszwecken Forderungen anzu­
mahnen und/oder sonst beizutreiben zu versuchen, die darauf 
beruhen, daß die Adressaten. Zahlungen auf ein Formular mit 
der Index-Nr, F. geleistet haben, es sei denn, die Be­
klagte weist nach, daß die Kunden nicht irregeführt worden 
sind oder trotz Irreführung am Vertrag festhalten wollen.
Die Berufung gegen die Abweisung der weitergehenden Unter­
lassungsklage hat das Berufungsgericht zurückgewiesen. Fer­
ner hat es den Anspruch auf Zahlung der Abmahnkosten nebst 
Zinsen zugesprochen (OLG Hamm NJW-RR 1993, 871).

Mit ihren zugelassenen Revisionen verfolgen die Parteien 
jeweils ihre im Berufungsverfahren gestellten Anträge wei­
ter, soweit sie mit diesen unterlegen sind. Beide Parteien 
beantragen, das Rechtsmittel der Gegenseite zurückzuweisen.



Entscheidunqsqründe:

I. Die Prozeßführungsbefugnis des Klägers, des Schutz­
verbands gegen Wirtschaftskriminalität e .V., ist gegeben.

Maßgebend für die Beurteilung der Prozeßführungsbefugnis 
ist § 13 Abs. 2 Nr. 2 UWG in der Fassung des am 1. August 
1994 in Kraft getretenen Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb vom 25. Juli 1994 (BGBl. I 
S. 1738), da die Neufassung schon in anhängigen Verfahren 
anzuwenden ist.

Nach dem Wortlaut der Vorschrift setzt die Prozeßfüh- 
rungsbefugnis rechtsfähiger Verbände zur Förderung gewerbli­
cher Interessen nunmehr u.a. voraus, daß ihnen eine erhebli­
che Zahl von Gewerbetreibenden angehört, die Waren oder ge­
werbliche Leistungen gleicher oder verwandter Art auf dem­
selben Markt vertreiben. Sinn der Neuregelung ist es, die 
Berechtigung eines derartigen Verbandes zur Verfolgung von 
Wettbewerbsverstößen auf die kollektive Wahrnehmung von Mit­
gliederinteressen zu beschränken (vgl. die Begründung des 
Gesetzentwurfs zu § 13 Abs. 2 Nr. 2 UWG n.F., BT-Drucks. 12/ 
7345, S. 12, abgedruckt WRP 1994, 369, 378). Entsprechend 
diesem Gesetzeszweck genügt es aber, wenn dem Wettbewerbs­
verein Industrie- und Handelskammern oder Handwerkskammern 
angehören, die nach § 13 Abs. 2 Nr. 4 UWG selbst zur Verfol­
gung von Wettbewerbsverstößen der gegebenen Art prozeßfüh­
rungsbefugt wären (so ausdrücklich auch die Begründung des 
Gesetzentwurfs aaO; BGH, Urt. v. 29.9.1994 - I ZR 138/92,
WRP 1995, 104 - Laienwerbung für Augenoptiker).
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Dies ist bei dem Kläger der Fall. Denn dem Kläger gehö­
ren nicht nur zahlreiche Industrie- und Handelskammern an, 
sondern auch der Deutsche Industrie- und Handelstag und der 
Deutsche Handwerkskammertag.

Eine Erörterung der Frage, ob der Kläger über eine per­
sonelle, sachliche und finanzielle Ausstattung verfügt, wie 
sie zur sachgemäßen Wahrnehmung der Aufgaben eines Wettbe­
werbsvereins notwendig ist, kann unterbleiben. Eine solche 
Überprüfung ist nur erforderlich, wenn Bedenken bestehen 
können, ob die Prozeßführungsbefugnis mißbräuchlich ausge­
nutzt wird.

Von derartigen Bedenken kann bei dem Kläger keine Rede 
sein. Schon die Mitgliedschaft zahlreicher Industrie- und 
Handelskammern und des Deutschen Industrie- und Handelstages
sowie des Deutschen Handwerkskammertages gewährleistet, daß 
der Kläger seine Prozeßführungsbefugnis ordnungsgemäß wahr­
nimmt. Überdies gehören dem Kläger weitere Spitzenverbände 
der gewerblichen Wirtschaft an, wie z.B. der Bundesverband 
der Deutschen Industrie und der Hauptverband des Deutschen 
Einzelhandels. Seit Jahrzehnten ist der Kläger, der in den 
Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren 
als Vereinigung genannt wird, die in Fällen unlauteren Wett­
bewerbs den Verfolgungsbehörden Auskünfte erteilt (Nr. 260 c 
RiStBV), als angesehener Wettbewerbsverein tätig (vgl. dazu 
Baumbach/Hefermehl, Wettbewerbsrecht, 17. Auf1., Einl. DWG 
Rdn. 37; GroßKommUWG/Erdmann, § 13 Rdn. 50).
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II. Das Berufungsgericht hat den Unterlassungsanspruch, 
soweit es ihn als begründet angesehen hat, aus § 1 UWG her­
geleitet. Es hat dazu ausgeführt, die Beklagte habe bei Ab­
schluß der Anzeigenverträge mit ihren Kunden wettbewerbswid­
rig im Sinne der §§ 1, 3 UWG gehandelt. Zum Vertragsschluß 
sei es dadurch gekommen, daß die Kunden den im Formular­
schreiben F. angegebenen Betrag überwiesen hätten;
dies habe nach dem Inhalt des Schreibens als Auftragsertei­
lung gegolten. Aufgrund der Aufmachung des Formularschrei­
bens habe aber ein nicht unerheblicher Teil der Empfänger 
bei flüchtigem Lesen zu der irrigen Ansicht gelangen können, 
es handele sich - statt um ein Vertragsangebot - um eine 
Rechnung für einen bereits abgeschlossenen Vertrag mit der 
Folge, daß die Schreiben als Rechnungen behandelt worden 
seien.

Wenn die Beklagte nunmehr Forderungen aus den so zustan­
de gekommenen Verträgen beizutreiben versuche, verstoße sie 
- wenn auch nicht uneingeschränkt - gegen § 1 UWG. Die Be­
klagte müsse sich darüber im klaren sein, daß zumindest ein 
Teil derjenigen, die den angegebenen Betrag überwiesen hät­
ten, keinen Vertrag schließen wollte, sondern irrtümlich von 
einer Rechnung ausgegangen sei. Da. sie es darauf angelegt 
habe, auf diese Weise Vertragsschlüsse zu erreichen, versto­
ße nicht nur der Abschluß, sondern auch die Ausnutzung der 
Verträge gegen die guten Sitten im Wettbewerb.

Die geschlossenen Verträge seien, auch soweit sie auf 
der Irreführung beruhten, nicht ohne weiteres nichtig, son­
dern nur anfechtbar. Darauf komme es jedoch nicht entschei­
dend an, weil es hier darum gehe, im Interesse der Allge-



11

meinheit an einem lauteren Wettbewerb eine Aktion zu verbie­
ten, die darauf angelegt sei, durch Irreführung wirtschaft­
liche Vorteile zu erlangen.

Der Kläger habe jedoch keinen uneingeschränkten Unter­
lassungsanspruch. Es sei durchaus möglich, daß einige der 
angeschriebenen Unternehmen den Vertragsschluß durch Über­
weisung des Rechnungsbetrags gewollt hätten oder nach Auf­
klärung über die Irreführung am Vertrag festhalten wollten. 
In solchen Fällen sei es der Beklagten nicht verwehrt, ihre 
Forderungen aus den Verträgen geltend zu machen, wobei sie 
aber die dargelegten Umstände beweisen müsse. Der Unterlas­
sungsantrag sei deshalb nur mit einer entsprechenden Ein­
schränkung zuzusprechen.

Die Höhe der verlangten Abmahnkosten sei angemessen.

III. Die Revisionsangriffe der Beklagten gegen die Beur­
teilung des Berufungsgerichts bleiben ohne Erfolg. Auf die 
Revision des Klägers ist die Beklagte gemäß § 1 UWG ohne die 
vom Berufungsgericht vorgenommene Einschränkung zur Unter­
lassung zu verurteilen.

1. Das Berufungsgericht ist davon ausgegangen, daß die
Beklagte irn Rahmen eines auf Täuschung als Mittel des Wett­
bewerbs angelegten Gesamtkonzepts handelt, wenn sie Anzei­
genentgelte auch aus Verträgen beitreibt, die möglicherweise 
auf Täuschung beruhen. Das ist aus Rechtsgründen nicht zu 
beanstanden.
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a) Das Berufungsgericht hat festgestellt, daß das Formu­
larschreiben F. bei flüchtiger Betrachtung aufgrund
seiner Aufmachung bei einem nicht unerheblichen Teil der an­
gesprochenen Verkehrskreise den täuschenden Eindruck einer 
Rechnung für ein schon abgeschlossenes Geschäft: erwecken 
kann.

Zur Begründung hat es darauf hingewiesen, daß das 
Schreiben bereits eine individuelle Auftragenummer des je­
weiligen Empfängers enthalte, der zu zahlende Preis aufge­
schlüsselt sei und zudem ein (ausgefüllter) Überweisungsträ­
ger beigefügt werde.

Diese tatrichterliche ,,’ürdigung greift die Revision der 
Beklagten in der Weise an, daß sie die Eignung der angeführ­
ten Einzelmerkmale des Anschreibens zur Irreführung jeweils 
für sich in Zweifel zieht. Mit dieser zergliedernden Be­
trachtungsweise kann sie jedoch keinen Erfolg haben. Das Be­
rufungsgericht hat seine - der Lebenserfahrung entsprechen­
de - Beurteilung zu Recht aufgrund des Gesamteindrucks des 
Anschreibens der Beklagten gewonnen, in dem diese - jeweils 
für sich noch nicht irreführenden - Einzelmerkmale Zusammen­
wirken. Das Berufungsgericht hätte im übrigen die Eignung 
des Schreibens zur Irreführung zusätzlich damit begründen 
können, daß neben der Auftragsnummer eine als individuell 
vereinbart erscheinende Anzeigengröße ("35 x 35 mm") angege­
ben ist, die aufgegliederten Eintragungskosten auf der rech­
ten Seite des Anschreibens sowie die Bankverbindungen ln 
dessen unterem Teil in besonderer Weise nach Art einer Rech­
nung hervorgehoben sind, und daß - anders als bei Angeboten 
üblich - Anrede und Grußformel fehlen. Der Umstand, daß ein
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aufmerksamer Leser des Schreibens erkennt, daß es sich hier 
nur um ein Angebot handelt, schließt die Eignung zur Irre­
führung nicht aus. Soweit die Revision der Beklagten geltend 
macht, es widerspreche der Lebenserfahrung, daß die ange­
schriebenen Personen, die nahezu ausschließlich Kaufleute 
seien, die beigefügten Überweisungsträger bei ihrer Bank 
einreichten, ohne ihre Zahlungspflicht zu prüfen, versucht 
sie lediglich, ihre eigene Beurteilung an die Stelle der 
Würdigung des Tatrichters zu setzen. Sie übergeht dabei 
auch, daß die Irreführung dadurch erleichtert wird, daß die 
Erteilung von Aufträgen der vorliegenden Art und die Beglei­
chung entsprechender Rechnungen in den Unternehmen vielfach 
in verschiedenen Händen liegen.

b) Wie das Berufungsgericht weiterhin rechtsfehlerfrei 
ausgeführt hat, ist die Verwendung der irreführenden An­
schreiben Teil einer Aktion der Beklagten, die darauf ange­
legt ist, durch Irreführung zu Vertragsschlüssen und damit 
zu wirtschaftlichen Vorteilen zu gelangen. Die Beklagte will 
es ausnutzen, daß jedenfalls ein Teil der Empfänger des An­
schreibens den dort angegebenen Betrag in dem. Glauben über­
weist, es handele sich um einen Rechnungsbetrag, und damit 
eine Handlung vornimmt, die nach dem Inhalt des Schreibens 
als Erteilung eines zweijährigen - ohne rechtzeitige Kündi­
gung jeweils um ein Jahr verlängerten - Anzeigenauftrags 
gelten soll.

2. Bei dieser Sachlage hat das Berufungsgericht zutref­
fend angenommen, daß die Beklagte gegen die guten Sitten im 
Wettbewerb (§ 1 UWG) verstößt, wenn sie im Rahmen ihres 
- von Anfang an auf Täuschung als Mittel des Wettbewerbs an-
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gelegten - Gesamtkonzepts Anzeigenentgelte für Folgeausgaben 
ihres Branchenverzeichnisses auch dann beitreibt, wenn nicht 
von einer bewußten Entscheidung der angeschriebenen Unter­
nehmen für eine Vertragsbeziehung mit der Beklagten ausge­
gangen werden kann.

Wie der Senat . nach Erlaß des Berufungsurteils - in
seiner Entscheidung "Folgeverträge I" (BGH'Z 123, 330, 334) 
in einem vergleichbaren Fall ausgeführt hat, würde die 
Schutzfunktion des Wettbewerbsrechts vernachlässigt, wenn 
ein Wettbewerbsteilnehmer systematisch die Früchte aus einer 
Vielzahl von Verträgen ziehen könnte, deren Zustandekommen 
er durch - ebenfalls ganz systematische und zielgerichtete - 
Täuschungshandlungen bewirkt hat und deren Fortbestand auch 
darauf zurückzuführen ist, daß er die verursachte Täuschung 
bei der Durchführung des Vertrags durch konkludentes Verhal­
ten aufrechterhält. Daß die Beklagte systematisch im Rahmen 
eines Gesamtplans gehandelt hat, ergibt sich bereits aus dem 
Inhalt des von ihr verwendeten irreführenden Formblatts, in 
dem die spätere Ausnutzung von Irreführungen bereits ange­
legt ist. Die Feststellung einer größeren Zahl von Einzel­
fällen, in denen die Beklagte das Formblatt eingesetzt hat, 
ist dazu nicht erforderlich.

Das untersagte Verhalten ist, weil es die Irreführung 
von Kunden bewußt zum Bestandteil des unternehmerischen Kon­
zepts macht, auch geeignet, den Wettbewerb auf dem Markt für 
Branchenverzeichnisse wesentlich zu beeinträchtigen.
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3. Wie der Kläger mit seiner Revision mit Erfolg rügt, 
hat das Berufungsgericht jedoch den Unterlassungsantrag zu 
Unrecht teilweise abgewiesen.

Das Berufungsgericht hat zwar zutreffend angenommen, daß 
die Beklagte nicht wettbewerbswidrig handelt, wenn sie For" 
derungen aus wirksam zustande gekommenen Verträgen geltend 
macht, zu denen sich die angeschriebenen Unternehmen bewußt 
entschlossen haben oder an denen diese festhalten wollen, 
auch nachdem sie über die vorausgegangene Irreführung aufge­
klärt worden sind. Dem Berufungsgericht kann aber nicht dar­
in zugestimmt werden, daß das auszusprechende Unterlassungs­
gebot bereits diesen Ausnahmemöglichkeiten Rechnung tragen 
muß (vgl. BGHZ 123, 330, 336 - Folgeverträge I). Die Wettbe­
werbswidrigkeit des Vorgehens der Beklagten liegt gerade 
darin, daß sie gemäß ihrem - auf Irreführung aufbauenden - 
Gesamtplan bedenkenlos Forderungen für Folgeauflagen geltend 
macht, ohne darauf Rücksicht zu nehmen, ob die betreffenden 
Unternehmen ihre erste Zahlung auf das irreführende Formu­
larschreiben hin unter der Wirkung der Irreführung geleistet 
haben und ob diese Irreführung fortwirkt. Diese Besonderheit 
von Wettbewerbsverstößen der vorliegenden Art vernachlässigt 
die Kritik, die Ahrens (EW1R 1994, 185, 186} an der Verbots­
fassung des Senatsurteils "Folgeverträge I" geübt hat. Gegen 
das wettbewerbswidrige Vorgehen der Beklagten ist daher ein 
uneingeschränktes Verbot auszusprechen. Es ist Sache der Be­
klagten, die Wettbewerbsrechtlichen Bedenken dagegen, daß 
sie in dieser Weise Forderungen für Folgeauflagen geltend 
macht, dadurch auszuräumen, daß sie sicherstellt (und im



Vollstreckungsverfahren gegebenenfalls beweist), daß ihre 
Forderungen nicht unter dem fortwirkenden Eindruck der Irre­
führung erfüllt werden,

IV. Der Wettbewerbsverstoß der Beklagten rechtfertigt 
auch den vom Berufungsgericht zugebilligten Anspruch auf Er­
stattung der aufgewandten Abmahnkosten (vgl. BGHZ 115, 210, 
212 - Abmahnkostenverjährung).

V. Die Beklagte war danach auf die Revision des Klägers 
in vollem Umfang zur Unterlassung zu verurteilen; ihre eige­
ne Revision war zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 Abs. 1, § 97 
Abs. 1 ZPO.

Piper Teplitzky Erdmann

v. Ungern-Sternberg Starck
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